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                      ab 01.04.2018 

 
Art. 9 

 

 
Art. 9 

1Wer in ein kommunales Wahlbeamtenverhältnis nach 
Art. 1 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 gewählt ist und die Wahl 
schriftlich angenommen hat, wird mit Beginn der 
Amtszeit kommunaler Wahlbeamter oder kommunale 
Wahlbeamtin; eine Annahme der Wahl in 
elektronischer Form ist nicht möglich. 2Eine Ernennung 
entfällt. 

1Wer in ein kommunales Wahlbeamtenverhältnis nach 
Art. 1 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 gewählt ist und die Wahl 
schriftlich angenommen hat wessen Wahl entweder 
als angenommen gilt oder wirksam angenommen 
wurde, wird mit Beginn der Amtszeit kommunaler 
Wahlbeamter oder kommunale Wahlbeamtin; eine 
Annahme der Wahl in elektronischer Form ist nicht 
möglich. 2Eine Ernennung entfällt. 

 
Art. 10 

 

 
Art. 10 

(1) Mit dem Beginn der Amtszeit als Beamter oder als 
Beamtin auf Zeit erlischt ein privatrechtliches 
Arbeitsverhältnis zum selben Dienstherrn.  
(2) Bei Übernahme eines Amtes als kommunaler 
Wahlbeamter oder als kommunale Wahlbeamtin kann 
eine Fortdauer eines Beamtenverhältnisses nach § 22 
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 BeamtStG nicht angeordnet 
werden.  
(3) Ein Beamter oder eine Beamtin auf Zeit kann nicht 
gleichzeitig Ehrenbeamter oder Ehrenbeamtin bei 
demselben Dienstherrn werden.  
 

(1) Mit dem Beginn der Amtszeit als Beamter oder als 
Beamtin auf Zeit erlischt ein privatrechtliches 
Arbeitsverhältnis zum selben Dienstherrn.  
(2) Bei Übernahme eines Amtes als kommunaler 
Wahlbeamter oder als kommunale Wahlbeamtin kann 
eine Fortdauer eines Beamtenverhältnisses nach § 22 
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 BeamtStG nicht angeordnet 
werden.  
(32) Ein Beamter oder eine Beamtin auf Zeit kann 
nicht gleichzeitig Ehrenbeamter oder Ehrenbeamtin bei 
demselben Dienstherrn werden.  
 

 
Art. 15 Abs. 4 

 

 
Art. 15 Abs. 4  

 (4) 1Ein ehrenamtlicher Bürgermeister oder eine 
ehrenamtliche Bürgermeisterin ist mit Ablauf des 
Tages entlassen, ab dem ein Amtshindernis im Sinn 
des Art. 34 Abs. 5 GO vorliegt.2Abs. 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 
 

(4) 1Ein ehrenamtlicher erster Bürgermeister oder eine 
ehrenamtliche erste Bürgermeisterin ist mit Ablauf des 
Tages entlassen, ab dem ein Amtshindernis im Sinn 
des Art. 34 Abs. 5 GO vorliegt.2Abs. 2 Satz 3 gilt 
entsprechend. 

 
Art. 16 Abs. 3 

 

 
Art. 16 Abs. 3 

 
1Solange die Entlassungsverfügung nicht zugestellt ist, 
kann ein Antrag auf Entlassung innerhalb zweier 
Wochen nach Zugang bei dem Dienstherrn schriftlich 
zurückgenommen werden, mit dessen Zustimmung 
auch nach Ablauf dieser Frist.2Die Entlassung ist zum 
beantragten Zeitpunkt auszusprechen.3Sie kann so 
lange hinausgeschoben werden, bis die 
Amtsgeschäfte des Beamten oder der Beamtin 
ordnungsgemäß erledigt sind, längstens jedoch drei 
Monate. 

1Solange die Entlassungsverfügung nicht zugestellt ist, 
kann ein Antrag auf Entlassung innerhalb zweier 
Wochen nach Zugang bei dem Dienstherrn schriftlich 
zurückgenommen werden, mit dessen Zustimmung 
auch nach Ablauf dieser Frist.2Die Entlassung ist in 
den Fällen des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BeamtStG 
zum beantragten Zeitpunkt auszusprechen.3Sie kann 
so lange hinausgeschoben werden, bis die 
Amtsgeschäfte des Beamten oder der Beamtin 
ordnungsgemäß erledigt sind, längstens jedoch drei 
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 Monate. 
 

Art. 25 Abs. 1 
 

 
Art. 25 Abs. 1 

 
1Führt ein Beamter oder eine Beamtin auf Zeit im Sinn 
dieses Gesetzes nach Ablauf der Amtszeit das Amt 
nicht weiter und ist er oder sie aus einem Beamten- 
oder Richterverhältnis auf Lebenszeit oder auf Probe 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Geltungsbereich des Bayerischen Beamtengesetzes 
oder des Bayerischen Richtergesetzes Beamter oder 
Beamtin auf Zeit im Sinn dieses Gesetzes geworden, 
so ist er oder sie auf Antrag wieder in das frühere 
Dienstverhältnis zu übernehmen, wenn die dafür 
geltenden Voraussetzungen noch erfüllt sind; 
Vorschriften, die die Ernennung eines Beamten oder 
einer Beamtin oder eines Richters oder einer Richterin 
von einem bestimmten Lebensalter ab nicht mehr 
zulassen, sind nicht anzuwenden.2Der Antrag auf 
Übernahme ist innerhalb von drei Monaten nach 
Beendigung des Beamtenverhältnisses auf Zeit zu 
stellen.3Der Übernahmeanspruch erlischt, wenn die 
Frist nicht eingehalten wird.4Ist eine Übernahme in das 
frühere Dienstverhältnis nicht mehr möglich, weil die 
dafür maßgebliche gesetzliche Altersgrenze (Art. 62, 
129 bis 132 BayBG in Verbindung mit Art. 143 BayBG) 
am Tag nach Ablauf der Amtszeit überschritten ist, so 
tritt er oder sie abweichend von Art. 21 mit Ablauf der 
Amtszeit in den Ruhestand. 

1Führt ein Beamter oder eine Beamtin auf Zeit im Sinn 
dieses Gesetzes nach Ablauf der Amtszeit das Amt 
nicht weiter und ist er oder sie aus einem Beamten- 
oder Richterverhältnis auf Lebenszeit oder auf Probe 
im Dienst eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im 
Geltungsbereich des Bayerischen Beamtengesetzes 
oder des Bayerischen Richtergesetzes Beamter oder 
Beamtin auf Zeit im Sinn dieses Gesetzes geworden, 
so ist er oder sie auf Antrag wieder in das frühere 
Dienstverhältnis zu übernehmen, wenn am Tag nach 
Ablauf der Amtszeit die dafür geltenden 
Voraussetzungen noch erfüllt sind; Vorschriften, die 
die Ernennung eines Beamten oder einer Beamtin 
oder eines Richters oder einer Richterin von einem 
bestimmten Lebensalter ab nicht mehr zulassen, sind 
nicht anzuwenden.2Der Antrag auf Übernahme ist 
innerhalb von drei Monaten nach Beendigung des 
Beamtenverhältnisses auf Zeit zu stellen.3Der 
Übernahmeanspruch erlischt, wenn die Frist nicht 
eingehalten wird.4Ist eine Übernahme in das frühere 
Dienstverhältnis nicht mehr möglich, weil die dafür 
maßgebliche gesetzliche Altersgrenze (Art. 62, 129 bis 
132 BayBG in Verbindung mit Art. 143 BayBG) am 
Tag nach Ablauf der Amtszeit überschritten oder bis 
zum Ablauf der Amtszeit Dienstunfähigkeit eingetreten 
ist, so tritt er oder sie abweichend von Art. 21 mit 
Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand. 
 

 
Art. 25 Abs. 3 

 

 
Art. 25 Abs. 3 

 
(3) 1Wer einen Antrag nach Abs. 1 stellt, dem stehen 
ab Beginn des Antragsmonats, frühestens jedoch ab 
dem auf das Ende der Amtszeit folgenden Tag, bis zur 
Übertragung des neuen Amtes von dem zur 
Übernahme verpflichteten früheren Dienstherrn 
Bezüge in Höhe des bei der Entlassung aus dem 
früheren Beamten- oder Richterverhältnis erdienten 
Ruhegehalts zu; nach Ablauf von sechs Monaten 
stehen Bezüge in Höhe der vollen Besoldung zu, die 
dem oder der Betroffenen beim Ausscheiden aus dem 
früheren Beamten- oder Richterverhältnis zugestanden 
hat.2Die im kommunalen Wahlbeamtenverhältnis 
verbrachte Zeit gilt hierbei als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit und ist bei Rückkehr in Ämter der 
Besoldungsordnung A bei der Bemessung der 
Grundgehaltsstufe einzubeziehen.3Neben einem 
Ruhegehalt, das aus dem kommunalen 
Wahlbeamtenverhältnis gewährt wird, gelten die 
Bezüge nach Satz 1 als frühere Versorgungsbezüge 
im Sinn des Art. 84 BayBeamtVG; ab dem Tag, ab 
dem ein Anspruch auf Bezüge nach Satz 1 zusteht, ist 
die Zahlung von Übergangsgeld nach Art. 67 
BayBeamtVG ausgeschlossen. 

(3) 1Wer einen Antrag nach Abs. 1 stellt, dem stehen 
ab Beginn des Antragsmonats, frühestens jedoch ab 
dem auf das Ende der Amtszeit folgenden Tag, bis zur 
Übertragung des neuen Amtes von dem zur 
Übernahme verpflichteten früheren Dienstherrn 
Bezüge in Höhe des bei der Entlassung aus dem 
früheren Beamten- oder Richterverhältnis erdienten 
Ruhegehalts zu; nach Ablauf von sechs Monaten 
stehen Bezüge in Höhe der vollen Besoldung zu, die 
dem oder der Betroffenen beim Ausscheiden aus dem 
früheren Beamten- oder Richterverhältnis zugestanden 
hat.2Die im kommunalen Wahlbeamtenverhältnis 
verbrachte Zeit gilt hierbei als ruhegehaltfähige 
Dienstzeit und ist bei Rückkehr in Ämter der 
Besoldungsordnung A bei der Bemessung der 
Grundgehaltsstufe einzubeziehen.3Neben einem 
Ruhegehalt, das aus dem kommunalen 
Wahlbeamtenverhältnis gewährt wird, gelten die 
Bezüge nach Satz 1 als frühere Versorgungsbezüge 
im Sinn des Art. 84 BayBeamtVG; ab dem Tag, ab 
dem ein Anspruch auf Bezüge nach Satz 1 zusteht, ist 
die Zahlung von Übergangsgeld nach Art. 67 
BayBeamtVG ausgeschlossen.4Während der 
Bezügezahlung nach Satz 1 besteht gegen den zur 
Übernahme verpflichteten früheren Dienstherrn 
Anspruch auf Beihilfe in Krankheits-, Geburts-, Pflege- 
und sonstigen Fällen nach den für Beamte und 
Beamtinnen geltenden Vorschriften, soweit der oder 
die Berechtigte nicht aus anderen Gründen 
beihilfeberechtigt ist. 
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Art. 25 Abs. 6 

 

 
Art. 25 Abs. 6 

 
Für Beamte oder Beamtinnen auf Zeit im Sinn dieses 
Gesetzes, die unmittelbar vor Beginn des 
Beamtenverhältnisses in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis zu einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn standen, gelten Abs. 1 bis 5 
entsprechend. 

1Für Beamte oder Beamtinnen auf Zeit im Sinn dieses 
Gesetzes, die unmittelbar vor Beginn des 
Beamtenverhältnisses in einem privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis zu einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn standen, gelten Abs. 1 bis 5 die Abs. 1 
Satz 1 bis 3 und Abs. 2 bis 5 entsprechend. 2Eine 
Wiedereinstellung in das frühere Arbeitsverhältnis 
nach Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 und eine Einstellung 
beim letzten kommunalen Dienstherrn nach Abs. 5 
sind nur möglich, wenn die dafür geltenden 
Voraussetzungen im Einstellungszeitpunkt noch erfüllt 
sind. 3Soweit die Übergangsregelung des Art. 144 
BayBG nicht anwendbar ist, richtet sich der Anspruch 
nach Abs. 3 Satz 4 gegen den letzten kommunalen 
Dienstherrn. 
 

 
Art. 30 Abs. 1 

 

 
Art. 30 Abs. 1 

 
1Für Nebentätigkeiten von Beamten und Beamtinnen 
auf Zeit, von Ruhestandsbeamten und 
Ruhestandsbeamtinnen und von früheren Beamten 
und Beamtinnen mit Versorgungsbezügen gelten Art. 
81 bis 84 BayBG entsprechend; dabei tritt an die Stelle 
der obersten Dienstbehörde und des 
Dienstvorgesetzten der Dienstherr.2Die Anzeigepflicht 
nach § 41 Satz 1 BeamtStG bezieht sich auf die letzte 
Amtszeit und endet drei Jahre nach deren Ablauf. 

1Für Nebentätigkeiten von Beamten und Beamtinnen 
auf Zeit, von Ruhestandsbeamten und 
Ruhestandsbeamtinnen und von früheren Beamten 
und Beamtinnen mit Versorgungsbezügen gelten Art. 
81 bis 84 BayBG entsprechend; dabei tritt an die Stelle 
der obersten Dienstbehörde und des 
Dienstvorgesetzten der Dienstherr. 2Art. 81 Abs. 3 
Satz 5 BayBG gilt mit der Maßgabe, dass die 
Genehmigung längstens auf die Dauer der laufenden 
Amtszeit zu befristen ist. 23Die Anzeigepflicht nach § 
41 Satz 1 BeamtStG bezieht sich auf die letzte 
Amtszeit und endet drei Jahre nach deren Ablauf. 
 

 
Art. 38 Abs. 2 

 

 
Art. 38 Abs. 2 

 
Ein Bürgermeister oder eine Bürgermeisterin einer 
kreisangehörigen Gemeinde, der oder die zugleich 
gewählter Stellvertreter des Landrats oder der 
Landrätin ist, darf den Landrat oder die Landrätin bei 
Amtshandlungen nicht vertreten, die der Gemeinde 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
können. 

Ein Bürgermeister oder eine Bürgermeisterin einer 
kreisangehörigen Gemeinde, der oder die zugleich 
gewählter Stellvertreter des Landrats oder der 
Landrätin ist, darf den Landrat oder die Landrätin bei 
Amtshandlungen nicht vertreten, die der Gemeinde 
einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen 
können. 
 

 
Art. 44 Abs. 1 

 

 
Art. 44 Abs. 1 

 
Die Staatsregierung regelt durch Rechtsverordnung 
die der Eigenart des öffentlichen Dienstes 
entsprechende Anwendung der Vorschriften 
 

1. des Mutterschutzgesetzes auf 
Beamtinnen auf Zeit, 

 
2. des Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetzes über die 
Elternzeit auf Beamte und 
Beamtinnen auf Zeit, 

 
3. des Neunten Buches 

Sozialgesetzbuch auf 
schwerbehinderte Beamte und 
Beamtinnen auf Zeit. 

 
 

Die Staatsregierung regelt durch Rechtsverordnung 
die der Eigenart des öffentlichen Dienstes 
entsprechende Anwendung der Vorschriften 
 

1. des Mutterschutzgesetzes auf 
Beamtinnen auf Zeit, 

 
2. des Bundeselterngeld- und 

Elternzeitgesetzes über die Elternzeit 
auf Beamte und Beamtinnen auf Zeit,. 

 
3.     des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

auf schwerbehinderte Beamte und 
Beamtinnen auf Zeit. 
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Art. 46 Abs. 3 

 

 
Art. 46 Abs. 3 

 
(3) 1Für die Rahmensätze der Anlage 2 und für die 
nach Abs. 2 festgesetzten 
Dienstaufwandsentschädigungen gelten 
  
1. bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit mit einer 

Besoldung nach der Besoldungsordnung A mit 
einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A, 

2. bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit mit einer 
Besoldung nach der Besoldungsordnung B mit 
einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung B 

 
jeweils mit dem gleichen Vomhundertsatz und ab dem 
gleichen Zeitpunkt unmittelbar. 2Werden die 
Grundgehälter innerhalb der Besoldungsordnung A 
oder B mit unterschiedlichen Vomhundertsätzen 
geändert, gilt für die Anpassungen nach Satz 1 der 
Vomhundertsatz, der sich innerhalb der 
Besoldungsordnung A oder B aus dem Durchschnitt 
der unterschiedlichen Vomhundertsätze ergibt. 3Das 
Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
wird ermächtigt, bei einer Anpassung nach den 
Sätzen 1 und 2 Anlage 2 neu bekannt zu machen.  
 

(3) 1Für die Rahmensätze der Anlage 2 und für die 
nach Abs. 2 festgesetzten 
Dienstaufwandsentschädigungen gelten 
  
1. bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit mit einer 

Besoldung nach der Besoldungsordnung A mit 
einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A, 

2. bei Beamten und Beamtinnen auf Zeit mit einer 
Besoldung nach der Besoldungsordnung B mit 
einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung B 

jeweils mit dem gleichen Vomhundertsatz und ab dem 
gleichen Zeitpunkt unmittelbar. 2Werden die 
Grundgehälter innerhalb der Besoldungsordnung A 
oder B mit unterschiedlichen Vomhundertsätzen 
geändert, gilt für die Anpassungen nach Satz 1 der 
Vomhundertsatz, der sich innerhalb der 
Besoldungsordnung A oder B aus dem Durchschnitt 
der unterschiedlichen Vomhundertsätze ergibt. 3Das 
Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr 
wird ermächtigt, bei einer Anpassung nach den 
Sätzen 1 und 2 Anlage 2 neu bekannt zu machen 
macht bei einer Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 
die neuen Rahmensätze im Amtsblatt bekannt.  
 

 
Art. 51 Abs. 1 

 

 
Art. 51 Abs. 1 

 
1Der Dienstherr kann anordnen, dass der Anspruch auf 
die zustehenden Versorgungsbezüge bis längstens zur 
Vollendung des 62. Lebensjahres ruht, wenn sich der 
Beamte oder die Beamtin auf Zeit ohne wichtigen 
Grund nicht zur Wiederwahl für das Amt stellen ließ 
oder die Wahl nicht angenommen hat.2Satz 1 gilt nicht, 
wenn der Beamte oder die Beamtin das Amt durch 
Auflösung oder Umbildung einer Gebietskörperschaft 
verliert oder wenn Unfallfürsorge zu gewähren ist.3Eine 
Entscheidung nach Satz 1 darf frühestens drei Monate 
vor dem Ende der Amtszeit getroffen werden. 

1Der Dienstherr kann anordnen, dass der Anspruch auf 
die zustehenden Versorgungsbezüge bis längstens zur 
Vollendung des 62. Lebensjahres ruht, wenn sich der 
Beamte oder die Beamtin auf Zeit ohne wichtigen 
Grund nicht zur Wiederwahl für das Amt stellen ließ 
oder die Wahl nicht angenommen hat.2Satz 1 gilt nicht, 
wenn der Beamte oder die Beamtin das Amt durch 
Auflösung oder Umbildung einer Gebietskörperschaft 
verliert oder wenn Unfallfürsorge zu gewähren ist.3Eine 
Entscheidung nach Satz 1 darf frühestens drei Monate 
vor dem Ende der Amtszeit getroffen werden.4Der 
Beihilfeanspruch nach Art. 47 bleibt von einer 
Anordnung nach Satz 1 unberührt. 
 

 
Art. 54 Abs. 2 

 

 
Art. 54 Abs. 2 

 

1Mit einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A gelten mit dem gleichen 
Vomhundertsatz und ab dem gleichen Zeitpunkt 
unmittelbar für die Rahmensätze der Anlage 3 und für 
die nach Abs. 1 festgesetzten Entschädigungen. 
2Werden die Grundgehälter der Besoldungsordnung A 
mit unterschiedlichen Vomhundertsätzen geändert, gilt 
für die Anpassungen nach Satz 1  
1. in Gemeinden bis 1 000 Einwohner der für  
    Besoldungsgruppe A 8, 
2. in Gemeinden mit 1 001 bis 3 000 Einwohnern  
    der für Besoldungsgruppe A 12, 
3. in Gemeinden mit 3 001 bis 5 000 Einwohnern  
    der für Besoldungsgruppe A 13 und 
4. in Gemeinden über 5 000 Einwohner sowie in  
    Landkreisen und Bezirken der für  

1Mit einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A gelten mit dem gleichen 
Vomhundertsatz und ab dem gleichen Zeitpunkt 
unmittelbar für die Rahmensätze der Anlage 3 und für 
die nach Abs. 1 festgesetzten Entschädigungen. 
2Werden die Grundgehälter der Besoldungsordnung A 
mit unterschiedlichen Vomhundertsätzen geändert, gilt 
für die Anpassungen nach Satz 1  
1. in Gemeinden bis 1 000 Einwohner der für  
    Besoldungsgruppe A 8, 
2. in Gemeinden mit 1 001 bis 3 000 Einwohnern  
    der für Besoldungsgruppe A 12, 
3. in Gemeinden mit 3 001 bis 5 000 Einwohnern  
    der für Besoldungsgruppe A 13 und 
4. in Gemeinden über 5 000 Einwohner sowie in  
    Landkreisen und Bezirken der für  
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    Besoldungsgruppe A 14  
maßgebliche Vomhundertsatz. 3Das Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, bei 
einer Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 Anlage 3 
neu bekannt zu machen. 

    Besoldungsgruppe A 14  
maßgebliche Vomhundertsatz. 3Das Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, bei 
einer Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 Anlage 3 
neu bekannt zu machen macht bei einer Anpassung 
nach den Sätzen 1 und 2 die neuen Rahmensätze im 
Amtsblatt bekannt. 
 

 
Art. 55 Abs. 3 

 

 

Art. 55 Abs. 3 
 

1Mit einem Vomhundertsatz benannte Änderungen des 
Grundgehalts in Besoldungsgruppe A 11 gelten mit 
dem gleichen Vomhundertsatz und ab dem gleichen 
Zeitpunkt unmittelbar für den in Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 genannten Betrag. 2Das Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, in 
diesem Fall den in Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 
festgelegten Grenzbetrag neu bekannt zu machen. 

1Mit einem Vomhundertsatz benannte Änderungen des 
Grundgehalts in Besoldungsgruppe A 11 gelten mit 
dem gleichen Vomhundertsatz und ab dem gleichen 
Zeitpunkt unmittelbar für den in Abs. 2 Satz 2 
Halbsatz 1 genannten Betrag. 2Das Staatsministerium 
des Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, in 
diesem Fall den in Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 
festgelegten Grenzbetrag neu bekannt zu machen 
macht den neuen Grenzbetrag im Amtsblatt bekannt. 
 

 
Art. 60 Abs. 4 

 

 
Art. 60 Abs. 4 

 
1Mit einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A gelten mit dem gleichen 
Vomhundertsatz und ab dem gleichen Zeitpunkt 
unmittelbar für den Ehrensold und für die 
Höchstgrenzen des Abs. 2. 2Werden die 
Grundgehälter der Besoldungsordnung A mit 
unterschiedlichen Vomhundertsätzen geändert, gilt für 
die Anpassung nach Satz 1 der Vomhundertsatz, der 
sich aus dem Durchschnitt der unterschiedlichen 
Vomhundertsätze ergibt. 3Das Staatsministerium des 
Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, bei einer 
Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 die 
Höchstgrenzen des Abs. 2 neu bekannt zu machen. 
4Wird der Pflichtehrensold nicht im unmittelbaren 
Anschluss an das Ausscheiden gezahlt, so ist bei der 
Berechnung nach Abs. 1 so zu verfahren, als hätte die 
zuletzt bezogene Entschädigung an den 
nachfolgenden allgemeinen Änderungen entsprechend 
Art. 54 Abs. 2 teilgenommen. 

1Mit einem einheitlichen Vomhundertsatz benannte 
Änderungen aller Grundgehälter der 
Besoldungsordnung A gelten mit dem gleichen 
Vomhundertsatz und ab dem gleichen Zeitpunkt 
unmittelbar für den Ehrensold und für die 
Höchstgrenzen des Abs. 2. 2Werden die 
Grundgehälter der Besoldungsordnung A mit 
unterschiedlichen Vomhundertsätzen geändert, gilt für 
die Anpassung nach Satz 1 der Vomhundertsatz, der 
sich aus dem Durchschnitt der unterschiedlichen 
Vomhundertsätze ergibt. 3Das Staatsministerium des 
Innern, für Bau und Verkehr wird ermächtigt, bei einer 
Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 die 
Höchstgrenzen des Abs. 2 neu bekannt zu machen 
macht bei einer Anpassung nach den Sätzen 1 und 2 
die neuen Höchstgrenzen des Abs. 2 im Amtsblatt 
bekannt. 4Wird der Pflichtehrensold nicht im 
unmittelbaren Anschluss an das Ausscheiden gezahlt, 
so ist bei der Berechnung nach Abs. 1 so zu verfahren, 
als hätte die zuletzt bezogene Entschädigung an den 
nachfolgenden allgemeinen Änderungen entsprechend 
Art. 54 Abs. 2 teilgenommen. 
 

 


